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» . » u - SdreiS - JnK - rlSruh« Ed auswärts ftei » « H- u» geliefert̂ für ^
Mri « XX» a , - « mjetmimm« 200 Jt - « n,ei, . » j . da » rr 125 A für 1 mm Höh« und ein « i-bentel Breite. Brie,, undWlederholungkn tarisfefier Vabath der als Kaffenradett gilt und «erwrrgert « erde« kann , wenn nicht binnen vier Wochen nach Empfang der Rechnung Zahlung erfolgt, « mtliche « nreiaen sin» direkt•** C’fWäfWprtlt der Karl- ruher Zeitung, vadifther Ltaatranzeiger , Karl -Frtedrichstr. 11 ,n senden und « erden in Vereinbarung mit dem Ministerium de» Inner « berechnet . Bei Klazeerhebuna, z« -nzs« eiser veitreibuu »Hü? ^ nt, ff **’ js^ llungSort Karlsruhe. — Im Kalle von höherer Gewalt, Slreü ^ Sperre, « uSfpernmg, Makchinenbruch , Betriebsstörung im eigene« Betrieb« »der in denen unserer Lieferantenhat der Inserent kem« Anspruch «» falls die Zeitung lörrspötrt, in beschränktem Umfang« »der nicht erscheint . — Kür telephonische Abbestellung »on Anirigen » ir» kein« Aewithr itbernomme», llnoerlanate Drucksache» undManuskript « werde» nicht zurückgcgeben und e» wird kemertet Berpflichtung zu irgendwelcher Vergütung übernommen .

* „Nur ein paar Morte auk
Papier".

Wie aus der französisch-belgischen Antwortnote — die
beiden Staaten haben sich doch noch in letzter Stunde zur
Absendung einer gemeinsamen Note entschlösset! —
hervorgeht , wird das deutsche Angebot abgelehnt ,
weil es nichts anderes darstelle, „als ein paar Worte auf
Papier "

. Die Vorschläge Deutschlands seien ungenau
und , was die Ziffern betrifft , nicht genügend, die Garan¬
tien seien ebenfalls absolut unzureichend und so unbe¬
stimmt und unklar , daß Frankreich und Belgien auf eine
Erörterung nicht eingehen könnten. Im übrigen werde
die französische und die belgische Regierung überhaupt
keinen deutschen Vorschlag in Berücksichtigung ziehen, so¬
lange der passive Widerstand fortgesetzt werde. Eine Räu¬
mung der neubesetzten Gebiete werde nur nach Maßgabe
und im Verhältnis der geleisteten Zahlungen erfolgen.
Die deutsche Note sei von ArDang bis Ende nur «der kaum
verhehlte Ausdruck einer systematischen Aufleh¬
nung gegen den Versailler Vertrag " .

Die Kritik, die Frankreich und Belgien an den Einzel¬
heiten des deutschen Angebots zu üben haben, wird in
der Antwortnote ziei>' ' ich eingehend begründet . Aus der
Lektüre des Wortlauts der Antwortnote kann also jeder
entnehmen, warum Frankreich und Belgien die Einzel¬
heiten des Angebots als ungenügend bezw . als unsicher
und ungenau ablehnen. Es besteht also an sich durchaus
die Möglichkeit , diese Kritik zu widerlegen oder
die deutschen Vorschläge in einer Weise zu interpre¬
tieren und zu ergänzen , daß jene schroffe Ableh¬
nung nicht mehr aufrechterhalte» werdon kann.

Leider enthält aber die Antwortnote nichts über das ,
was Frankreich und Belgien selber positiv zu fordern
glauben . Sie enthält also ein französisch - belgi¬
sches Reparationsprogramm nicht . Aller¬
dings ließe sich mit einigem Bemühen aus dem ganzen
Wortlaut und Sinn der Antwortnote etwas herausschä¬
len, was inan vielleicht als Grundlage eines solchen Pro¬
gramms bezeichnen könnte. Aber es wird keinen Staats¬
mann geben , der geneigt wäre , eine solche Basis zu betre¬
ten . Denn ein so konstruiertes Progranrm würde , da es
naturgemäß nur in ganz allgemein gehaltenen «Wendun¬
gen umschrieben werden kann, jederzeit von Frankreich
desavouiert werden können. Wir haben bereits am
Samstag an dieser Stelle auseinandergesetzt, daß Frank¬
reich ganz planmäßig seine Karten verhüllt , daß es meh¬
rere Eisen im Feuer zu behalten wünscht und sich um der
weitergesteckten Ziele seiner Politik willen vor einer
Festlegung scheut , es sei denn, daß bei einer solchen Fest¬
legung wenigstens ein Teil seiner imperialistischen For -

• derungen bereits als gesichert gelten darf .
Bedeuten Wortlaut und Sinn der französisch -belgischen

Antwortnote im Augenblick weiter keine Überraschung, so
bringt ein anderes Ereignis , das im unmittelbaren Zu¬
sammenhang mit der Absendung der Antwortnote steht ,
geradezu eine Sensation . Es wird jetzt nämlich bekannt,
daß die britische Negierung in aller Form von
Frankreich eine gemeinsame Beratung der Ant¬
wortnote gefordert, daß Poincar « diese Forderung
aber in der schroffsten Form abgelehnt hat . *

Bei dieser Ablehnung soll von amtlicher französischer
Seite das deutsche Angebot als eine „Lächerlichkeit " und
„Unverschämtheit" bezeichnet worden sein. London wird
mit überlegener Miene von Frankreich darauf hingewie¬
sen , daß England sich ja an der Ruhraktion nicht beteiligt
habe, und daß es ihm demnach auch nicht zustehe, in einer
Sache mstzureden, die aufs engste mit dieser Aktion zu-
sammenhängt . London wird weiterhin darauf aufmerk¬
sam gemacht , daß das deutsche Angebot im französischen
Volke eine gewaltige Entrüstung und Erregung hecvor-
gerufen habe, und daß die französische Regierung ver¬
pflichtet sei, der Taisache dieser Entrüstung .durch eigenes
rasches Handeln gerecht zu werden.

Inzwischen ist weiter bekannt geworden, daß nicht nur
England , sondern auch Italien die deutsche Note an
sich als Verhandlungsgrundlage betrachtet
und jedenfalls eine Fortsetzung der durch das An¬
gebot eröffneten - Diskussion wünscht. Nach den
italienischen Pressemeldungen zu schließen , ist man in
Italien sogar der Ansicht , daß das deutsche Angebot auch
sachlich nicht ganz zu verwerfen sei. In England ist die
Stimmung hinsichtlich der sachlichen Bewertung des An¬
gebots bekanntermaßen etwas anders . Me englische
öffentliche Meinung empfindet die positiven Einzelheiten

des Angebots im Ganzen als nicht genügend und bleibt
dabei, daß die Stilisierung des Angebots ungeschickt ge-
wesen sei, aber sie verurteilt eine strikte Ablehnung des
Angebots im Bunde mit Italien aufs schärfste.Was übrigens die stilistische Aufmachung solcher Noten
betrifft , so wird ,man sagen dürfen, daß die französisch¬
belgische Antwortnote außerordentlich geschickt form »,
liert ist und eine Reihe von Wendungen enthält , die, mö¬
gen sie von unserem Standpunkt aus auch noch so anfecht¬bar sein, doch in raffinierter Weise auf gewisse Stim¬
mungen der Welt Rücksicht nehmen. Jedenfalls konnte
der französische Standpunkt — mag er nun nach der An¬
sicht der Welt richtig oder unrichtig sein — vor den
Augen dieser Welt nicht besser vertreten und formuliertwerden, als es in der Antwortnote geschehen ist.

Durch die Tatsache, daß Frankreich eine gemeinsame
Beratung der Antwortnote schroff abgelehnt und damit
EnglanddirektvordenKopf gestoßen hat ,wird jetzt die Frage , was England gegenüber
dieser Brüskierung unternehmen wird ,in den Vordergrund des Interesses gerückt . Diese Frage
erscheint im Augenblick sogar noch wichtiger, als die an -
der« Frage , was nun die deutsche Reichsregierung tun
wird . England und eigentlich auch Italien ernten jetztdie Früchte, die sie gesät haben. Die schier unbegreiflicheund den eigenen Interessen zuwiderlaufende Geduld , die
sie vom Tage der Eröffnung der Versailler Friedensver¬
handlungen an Frankreich gegenüber betätigt haben, er¬

weist sich von Tag zu Tag mehr als ein schwerer , t>er-
hängnisvoller Fehler . Nur dank der Nachsicht
feiner Alliierten ist Frankreich der -
maßen mächtig geworden , daß es heute den Ein -
spruch und die Forderung einer Weltmacht , wie der bri -
tischen, mit einer brüsken Handbewegung beiseite schie-
ben darf .

Vielleicht aber wird diese Brüskierung doch end - .
sich auch denen in England die Binde von den Augen
nehmen , die noch immer nicht die französische Gefahr er¬kennen wollen und — sei es aus blindem Haß gegenDeutschland oder aus anderen sentimentalen Gründen
heraus — ein wirklich konsequentes und energisches Vor-
gehen gegen Frankreich mißbilligen . Das Wort, das wir
auch am letzten Samstag wieder an dieser Stelle ausge¬
sprochen haben, daß letzten Endes dasdeutscheBolkan der Ruhr den Kampf Englands führt ,und daß ein Unterliegen Deutschlands gleichzeitig auchein Unterliegen Englands wäre, dieses Wort ist denLenkern der politischen Geschicke Englands in seiner Be¬
deutung offenbar in best letzten Tagen zum Bewußtseingekommen. Denn sonst wäre jene Demarche in Parisundenkbar gewesen . Aber die Londoner Regierung wird
ja nun bereits gemerkt haben, daß Frankreich auf einen
sanften Druck seiner Alliierten hin nicht mehr reagiert ,und daß es schon umfassender und schärferer Mittel
darf , um Frankreich einigermaßen wieder zur Bern ,
zu bringen .

^
>n «

n *

Frankreich und Belgiens Antwort .
Die französische Antwort auf die deutsche Rote , die gestern

abend dem deutschen Geschäftsträger in Paris überreicht wor¬
den ist, hat folgenden Wortlaut :

Herr Geschäftsträger !
Ich *abe die Ehre , den Empfang Ihres Briefes vom 2. Mai

zu bei .i . igen und im Namen der französischen Regierung fol¬
gendes zu antworten :

Die belgische und die französische Regierung können eine
große Zahl der von der deutsche» Regierung gemachten Be¬
merkungen nicht stillschweigend und unwidersprochen hingehen
lasten . Es ist einerseits unzutreffend , daß Frankreich und
Belgien irgendeine Maßregel unter Verstoß gegen den Ver¬
sailler Vertrag ergriffen haben ; anderseits widersprechen die
Vorschläge, die Deutschland heute macht, in mehreren wesent¬
lichen Punkten diesem Vertrag .

Der Versailler Vertrag hat die Bedingungen bestimmt , un¬
ter Serien die

Schuld Deutschland »
festgesetzt und dann bezahlt werden soll. Die Festsetzung hat
Ende April 1821 stattgefunden . Der Zahlungsmodus wurde
am 5. Mai 1921 bestimmt . Deutschland hat unter diesem
Datum die Festsetzung der Schuld und den Teilungsmodus in
aller Form angenommen ; seitdem hat es die übernommenen
Verpflichtungen aber nicht erfüllt . Ein Teilmoratorium ist
ihm bewilligt worden . Es hat nicht einmal seine ermäßigten
Verpflichtungen erfüllt . Die Reparationskommistion hat die
fortgesetzte Nichterfüllung von seiten Deutschlands sestgestellt .
Aus Grund dieser Feststellung und in Ausführung des Ver -
träges haben Frankreich und Belgien Pfänder erfaßt .

Entgegen der Unterstellung der deutschen Regierung ist diese
Psänderersaffung ahne de« geringsten Gewaltakt von Seiten
Belgien » und Frankreichs erfolgt . Wenn es nur von diesen
beiden Mächten abgehangen hätte, wäre sofort im Ruhrgrbiet
eilte Zusammenarbeit zwischen deutschen Industriellen , In¬
genieuren und Arbettern und den verbündeten Industriellen ,
Ingenieuren und Arbeitern hergestellt worden . Rur die von
Berlin au » erteilten Befehle haben dieses Zusammenarbeiten
verhindert .

Die deutsche Regierung behauptet, daß die Bevölkerung durcheinen
passiven Widerstand

auf die Ruhrbesetzung geantwortet hat . Das ist völlig falsch.
Nicht die Bevölkerung , sondern die deutsche Regierung erkennt
dies übrigens indirekt an, wen» sie heute erklärt, daß dieser
Widerstand erst nach der Einigung über die gegenwärrigen
Vorschläge aufhören wird. Wenn der Widerstand spontanwäre , wie würde die deutsche Regierung dann die Macht haben ,
ihn abzukürzen oder zu verlängern ? Dieser Widerstand ist
übrigens nicht passiv, sondern «ktiv , während der Versailler Ver .
trag formell bestimmt, daß Deutschland nicht das Recht hat,
irgend eine Sanktion , die nach Feststellung einer Nichterfül¬
lung durch die Reparationskommission verhängt wird , als
feindseligen Akt zu betrachten. Die deutscheRegierung hat nicht
nur Beamtenstrecks hervorgerufen , sondern einen allgemeinenund systematischen Konflikt, Angriffe , Sabotageakte und Ver¬
gehen gegen das gemeine Recht. Die belgische und die fran¬
zösische Regierung können keinen deutschen Vorschlag in Be¬
tracht ziehl « , solange dieser Widerstand sortdauern wird . Sie
kaffen nicht zu . daß das Leben ihrer Offiziere , ihrer Soldaten ,ihrer Ingenieure , ihrer Zollbeamten und ihrer Eiseubah - er
Attentaten ausgesetzt wird, während die zu regelnden Fragen

»i „ en ancy mcyr zu, daß das formelleFunktionieren der Kontrollkommission behindert und die Ab-rustung Deutschlands in Frage gestellt wird, aus dem ein -fachen Grunde , »veil Frankreich und Belgien wegen des Aus -b^ .bens der Zahlungen die Pfänder erfaßt haben, auf die . sieent Recht hatten .
Die französische und die belgische Regierung müffeu weiterbemerken , daß die gegenwärtigen Vorschläge Deutschland» i»mehrfacher Hinsicht vollständig unannehmbar sindZunächst stellen die angebotenen Ziffern alles in allem nichteinmal den vierten Teil der Summe dar. die von der Repa -rationskommiffion festgesetzt und von Deutschland als Betraaseiner Schuld der den Verbündeten anerkannt worden ift.Frankreich und Belgien haben wiebcrholt erklärt und sehensich veranlaßt , hier aufs neue zu erklären, daß sie die Re -duzierung ihrer eigenen Schuldforderungen nicht an -erkennen können und daß sie sich, wenn sie euchAbrechnung eines Teils davon gegen die alliiertestSchulden bereit sind, materiell gezwungen sehen, den Rest zuerhalten , um sich von den furchtbaren Verwüstungen zu er-holen , ine ihnen durch die deutsche Invasion auferlegt worden

Frankreich hat gegenwärtig bereits IM Milliarden Frankenfür Deutschlands Rechnung vorgefchoffen, Belgien hat 15 Mil -iuub -en belgische Franken vorgelegt , und die beiden Staatenhaben , von den Pensionen ganz abgesehen, noch mchr als di«Halste des erlittenen Schadens zu reparieren .Das wirtschaftliche Interesse Frankreichs und Belgiens , daswirtschaftliche Interesse der ganzen Welt und überdies dieiGerechtigkeit selbst erheischen, daß
die verwüsteten Länder

nicht langer dazu verurteilt seien, sich zu ruinieren , damit di«
Bereicherung ihrer Schuldner begünstigt werde. Weder fürFrankreich noch für Belgien , das ein Opfer der unerhörtenVerletzung der Verträge war , würde die angebotene Summ «ausreichen , um heute die verwüsteten Gebiete wieder aufzu -bauen . Die Gegenden , die vier Jahre lang durch die deut-
scheu Heere heimgesncht waren , dürften also endlos in ihremtrostlosen Zustand bleiben , während Deutschland fortfahrenwerde , irn Rnhrgebiet und anderswo in voller Freiheit neueFabriken , Hochöfen, Grubenanlagen , Straßen und Eisenbäh .neu - zu bauen . Belgien und Frankreich sind entschlossen, dieseUngerechtigkeit nicht zu dulden.

Das Angebot v» n 3g Milliarden ,
das die deutsche Negierung gemacht hat, enthält übrigens nochden Ausdruck , den Sie selbst in ihrem Briefe gebrauchen :einen „elastischen Faktor ", dessen Willkür und Gefahr laum
hevvorgehoben zu werden braucht. Die von Ihnen angegebeneZiffer sollte nach der deutschen Regierung einen Höchstbetragdarstellen und es wäre für Deutschland leichteste wieder zurDiskussion zu stellen , ehe sie realisiert ist.Die deutsche Regierung behauptet jedenfalls , daß eS chrnicht möglich ist, jetzt bereits die festen und endgültigen Zif .
fern der Zahlungsfähigkeit Deutschlands abzuschätzen. Aberdie verbündete ^ Regierungen haben bei Festsetzung des Lon.
doner Zahlungsplanes gerade dem , was an diesem Einwand
richtig sein mag , Rechnung getragen . Sie haben deshalb di«
Zahlung von etwa zwei Dritteln der deutschen Schuld bis zu
einem unbestimmten Zeitpunkt , der ausschließlich nach dem
Grad de» Wohlstandes in Deutschland festgestellt werden sollt«,



hinansgeschvbrn. Die deutsche Regierung hat seitdem unauf¬hörlich gegen diese -Unbestimmtheit eines Teiles der SchuldProtestiert . Sie hat gesagt und wiederholt , der Umstand, daßdie endgültige Ziffer ihrer Verpflichtungen ihr nicht bekannt
sei. hindere sie, diese zu erfüllen . Heute reduziere sie den
festen Teil ihrer Schuld um mehr als drei Fünftel und - den
unbestimmten Teil um mehr als sieben Achtel ; aber sie be¬
hält die Unbestimmtheit bei. Haben die Verbündeten nicht
einigen Grund , zu glauben, daß die deutsche Regierung bald
zu ihrer früheren Behauptung zurückkehren und erklären wird
sie könne nur den festen Teil bezahlen unter dem Vorwand ,das; sie die Gesamthöhe ihrer Verpflichtungen nicht kenne?

Tatsächlich handelt es sich bei den deutschen Vorschlägen nurdem Nennwert und dem Anschein nach um 30 MilliardenGoldmark . Ihre effektive Höhe ist auf den 1 . Juli 1667 zuberechnen, und zwar nur für eine Summe von 28 Milliarden
Goldmark . Deutschland verlangt also ein vollständiges Mo¬ratorium für 4% Jahre vom 1 . Januar 1923 an , dem Datumder Wiederinkraftsetzung des Londoner Zahlungsplanes durchdie Reparationskommisision. Diese Summe von 20 Milliar¬den wird übrigens beträchtlich reduziert , da die Zinsen bis
zum 1 . Juli 1667 dem Ertrag der Anleihe entnommen wer¬den sollen . Der Jetztwert der 20 Milliarden fällt also bei
Ansehung -eines Diskontsatzes von 6 Prozent auf 16,82 Mil¬
liarden .

Diese unbestimmten Borschlägr sind außerdem an Vorbe¬
halte geknüpft, welche gestatten würden , alles in einigen Mo¬
naten wieder in Frage zu stellen. Die deutsche Negierung
garantiert nicht einmal, daß die 60 Milliarden (oder die
niedrigere «Summe , die sie in Aussicht nimmt ) wirklich an dem
angegebenen Datum bezahlt werden . Sie sieht ganz im
lGegenteil vor, d'atz der nicht bezahlte Teil zu dem lächerlichen
Satz von 5 Prozent verzinst wird und eine zu amortisierende
Jahreszahlung bildet . Sie bietet noch weniger Garantien
für die beiden ergänzenden Teile von je 5 Milliarden , die im
Prinzip am 1 . Juli 1626 und am 1 . Juli 1631 bezahlt wer¬den sollen. «Sie sagt, daß eine internationale Kommission be¬
stimmen soll, ob diese beiden Beträge und die Zinsen dafürdom 1 . Juli 1663 ab aufzubringen sind oder nicht. Derartige
Zusätze machen jede ernstliche Berechnung des Gegenwarts -
Werts des Angebots unmöglich.

Die französische und die belgische Regierung haben über¬
dies auf Grund einer gegenseitigen Vereinbarung auf der
Pariser Konferenz den Gedanken einer Ausschaltung der Re-
parationskommission zum Zwecke ihrer Ersetzung durch inter¬
nationale Kommissionen, internationale Ausschüsse von Ge¬
schäftsleuten und «Schiedsgerichten abgelehnt.

Die deutsche Regierung erklärt sich bereit .
Sicherheiten für die Barzahlungen und die Sachleistungen,

die sie heute nennt , und die einfach eine riesige Verkleinerungder früheren Verpflichtungen darstellen, zu liefern , aber sie
beschränkt sich darauf , ganz unbestimmte und dunkle Gedanken
über diese Sicherheiten zu äußern , und obgleich die Repara¬
tionskommission im Einverständnis mit den verbündeten Re.
gierungen alle Maßnahmen , durch welche Deutschland seine
Währung sanieren , seine Finanzen restaurieren und äußere
Anleihen aufnehmen könnte , bereits eingehend studierte und
obgleich die verbündeten Regierungen beständig versucht ha¬ben, Deutschland zu ernsten Bemühungen in dieser Richtung

, zu veranlassen, gibt die deutsche Regierung auch heute noch
- nicht an , in welcher Weise sie die Stabilisierung ihrer Wäh¬
rung versuchen , welche gesetzlichen Maßruchnen sie treffen und
welche Einnahmequellen sie zur Gc^ar^ ^ xng der verschiede¬nen Anleihen bestimmen wird . ' ' ' ^

Ebenso unbestimmt und illusorisch sind die «Angaben der
deutschen Regierung über die Sicherheitsgarantien , die sie
nach ihrer Erklärung Frankreich anbieten will. Sie spricht
nicht von Belgien , und diese Unterlassung ersckeint mindestens
eigentümlich, wenn man daran denkt , wie Deutschland, das
1914 zu den Garanten der belgischen Neutralität gehörte, sichdamals gegen die Nation benommen hat , deren Unabhängig¬
keit es nach seinem Versprechen schützen wollte. Die belgische
und französische Regierung waren im übrigen stets für fried¬
lich, internationales Verfahren und für friedenssichernde Ver¬
einbarungen , die auf Gegenseitigkeit beruhen , aber der Ver¬
sailler Vertrag gibt ihnen friedenssichernde Vereinbarungen ,die auf Gegenseitigkeit beruhen . Die deutsche Regierung küm¬
mert sich heute schon wenig um die Grundbestimmungen , die er
enthält . Auch in dieser Frage , wie in der Frage der Repara¬
tionen würden Frankreich und Belgien sich nicht mit neuen
deutschen Erklärungen begnügen können. Sie brauchen etwas
Sicherheit . .

-Für diese zum Teil unannehmbaren , zum Teil unzureichen¬
den Vorschläge fordert -die deutsche Regierung ,

Ausgangspunkt der Verhandlungen
müsse dann sein , daß innerhalb kürzester Frist -der -Status
qua ante wiederherzustellen ist , und in Ausführung dieser
allgemeinen Bedingung fordert sie namentlich, daß die Gegen¬
den , die in vollem Einklang mit dem Versailler Vertrag neu
besetzt worden sind , geräumt werden, daß die Maßnahmen , die
im Rheinland von der Interalliierten Kommission zur Siche¬
rung der Ausführung des Vertrages verfügt worden sind,
aufgehoben werden und daß die Deutschen, die wegen Ver¬
stoßes gegen die regelrecht erlassenen Verordnungen verhaftetoder ausgewiesen worden sind , in Freiheit gesetzt oder in ihre
Wohnung und in ihre Funktionen zurückgebracht werden. jDie französische und belgische Regierung würden also 4 )4 «
Jahre lang, d. h . in der Periode , in der sie Sachleistungen und j
Barzahlungen am nötigsten brauchen, um den Wiederaufbauder verwüsteten Gegenden vornehmen zu können, beide ge¬
zwungen fein , ohne Pfänder und Garantien geduldig zu war¬
ten , bis es der deutschen Regierung gefällt , die Dispositionen ,
die ihr zusagen würden , zu treffen , um ihnen eine unbestimmte
oder äußerst geringe Summe zu bieten, und würden sogar das
Ruhrgebiet verlassen nküssen, in bas sie nur gegangen sind,um die Sicherheiten und Pfänder unter der Hand zu haben,die ihnen von Rechtswegen zustehen und die ihnen vorenthal » ■
ten find. Deutschland würde von den Ausgaben befreit wer¬
den müssen , von welchen es angeblich erdrückt wird und welche
es als unproduktiv bezeichnet .

Das soll sch«einbar bedeuten, daß es auf die Besatzungs.
truppen abzielt und daß es Belgien und Frankreich der soli¬den Garantien berauben will , die ihre Sicherheit und die
Achtung des Vertrages schützen. Die Interalliierte Rhein»
ländkommission würde desavouiert oder aufgehoben oder jeder
Macht beraubt werden müssen. Deutschland würde von dem,was es die politischen und wirtschaftlichen Hemmungen des
Vertrages nennt , befreit werden müssen; die Verbündeten wür¬
den ihm sofort -die Klausel der meistbegünstigsten Nation zu¬gestehen müssen , was ihm gestatten würde , von den Ruinen ,die es in Belgien und Frankreich gehäuft hat , zu profitieren ,um sich rasch hie industrielle Überlegenheit
über die von ihm verwüsteten Länder zu sichern . Die Repa¬rationsfrage müßte nicht , wie -der Vertrag es vorgesehen hat,einer Kommission unterbreitet werden , deren Beschlüsse von
Deutschland gemäß der von ihm übernommenen Verpflichtungbefolgt werden müssen , sondern einer inreruationalcn Kom¬
mission . Belgien und Frankreich würrnn ihre Pfänder aus
her Hand geben müssen . Sie würden ?- »> Gewaltakten der

Agenten der deutschen Regierung ausgesetzt bleiben , und füralle diese Opfer würden sie nicht einmal ' nur ein paar Worteauf Papier erhalten .
Die deutsche Regierung wird sich, wenn sie nachdenkt » nichtdarüber wundrrn , daß Frankreich und Belgien eilten derarti¬

gen Handel ablehnen.
Genehmigen Sie , Herr Geschäftsträger , die Versicherunggneiner ausgezeichneten Hochachtung. gez. Po in c ars .

poincare brüskiert Lnglsnd .
Der Pariser Korrespondent der „ Frkf . Ztg .

" meldet, die
englische Regierung habe tatsächlich offiziell und mit sehr starkem
Nachdruck in. Paris und Brüssel dem Wunsch nach einer ge¬meinsamen Beantwortung der deutschen Vorschläge Ausdruck
gegeben. Die Demarche der englischen Regierung , die zugleicher Zeit durch deren Botschafter in Paris und Brüssel er.
folgte und der Lord Curzon selbst in einer Aussprache mit den
diplomatischen Vertretern Frankreichs und Belgiens in Lon¬don besonderen Nachdruck verlieh , ist von Herrn Poincarömit einem brüsken Refus beantwortet worden . Die franzö¬sische Regierung hat selbst jede Diskussion der mit Belgienvereinbarten Antwort an Deutschland abgelehnt.Nach dem »Petit Parisien " ist die offizielle Argumentation ,mit der die französische Regierung das englische Verlangen nacheiner gemeinsamen Beantwortung der deutschen Note abge¬lehnt hat , die folgende:

1 . Die Lächerlichkeit des deutschen Angebots und die Unver»schämtheit der Bedingungen , von denen es abhängig gemachtworden sei , habe in Frankreich eine viel tiefergehende Ent¬rüstung hervorgerufen als in England . Während man inEngland die deutsche Note lediglich stupid gefunden habe, seisie in Frankreich als eine Herausforderung befunden worden.Die französische öffentliche Meinung habe deshalb einmütigdie sofortige und schärfste Zurückweisung gefordert . DieseStimmung in Frankreich hätte unmöglich die Verzögerungvertragen , die -die zur Ausarbeitung eines gemeinsamen Tex¬tes erforderlichen interallierten Verhandlungen verursachthätten .
_
2- Die deutsche Note sei in ihrem Geiste wie in ihrer Fassungvöllig beherrscht von den Ereignissen im Ruhrgebiet . Da die

englische Regierung an der Aktion nicht leügeuoinmen habe,sei sie von vornherein außerstande , sich einer Antwort anzu¬
schließen , die jenen verschleierten Krieg, den Deutschland un¬ter der trügerischen Bezeichnung : „passive Resistenz" mas¬kiere, zum Gegenstand habe.3. Die französisch-belgische Antwort habe rein negativenCharakter . . Sie stelle lediglich eine motivierte Ablehnung der
deutschen Vorschläge dar , enthalte aber weder Gegenvorschläge
noch ein Verhandlungsprogramm . .4. Die französisch -belgische Antwort schließe deshalb keines-

^ LLgS--die Möglichkeit einer späteren interalliierten Zusammen¬arbeit aus . sobald der Augenblick für die Aufstellung eines
positiven Programms zuv Regelung der Reparations - undder interalliierten Schuldenfrage gekommen sei.

Die glatte Zurückweisung des von der englischen Regierungin einer offiziellen Demarche in Paris und Brüssel vertrete¬
nen Standpunktes , ist, wie die „Frkf . Ztg .

" weiter ausführt ,die eklatanteste Brüskierung , die jemals eine Großmacht voneiner mit ihr verbündeten Regierung erfahren haben dürfte .Sie wird noch verschärft durch die ungewöhnlich ausfallendenKommentare der französischen Blätter , die der englischen Re¬
gierung gegenüber eine Sprache führen , als ob es sich umeinen nordamerikanischen oder asiatische » Vasallenstaat handele.Eine solidarische Aktion gegenüber Deutschland ? , heißt esmit geringen Variationen in der Mehrzahl der Blätter , Gewiß ,England braucht nur seine Unterschrift unter die französischeNote zu setzen, die englische Regierung braucht nur gleichder französischenund der belgischen zu erklären , daß das Ruhr¬
gebiet nicht geräumt werde, so lange die Reparationen nicht
völlig gezahlt sind und daß an Verhandlungen nicht zu denken
sei. so lange Deutschland seinen passiven Widerstand nicht
aufgegeben hat . Unter dieser Voraussetzung kann England
seinen Platz innerhalb der Entente wieder einnehmen und
durch Teilnahme an der Ruhraktion die Verletzung der alliier¬
ten Solidarität wieder gutmachen, die es am 4 . Januar be¬
gangen hat , als es den französisch -belgischen Einmarsch ins
Ruhrgebiet zu mißbilligen wagte. Wenn England das nichtwill — tant pis pour eile.

Interalliierte Solidarität bedeutet nach Poincarescher Auf¬
fassung die unbedingte Unterwerfung unter den Willen Frank¬
reichs. «Es sind die Früchte einer Politik stillschweigenderDul¬
dung gegenüber dem französischen Imperialismus , die Eng¬
land jetzt erntet und die ihren deutlichsten Ausdruck darin fin¬
den, daß man in Frankreich heute die türkische Drohung an
der syrischen Grenze weit tragischer nimmt als die Möglichkeit
eines Konfliktes mit dem britischen Weltreich.

Daß im nationalistischen Lager eitel Freude und Genug¬
tuung über diese neue Wendung der französischen «Politik
herrschen, bedarf kaum der Erwähnung . Im Gegensatz dazu
offenbart sich in den ruhiger denkenden politischen Kreisen eine
ausgesprochene Beunruhigung wegen der möglichen Folgen des
Poincareschen Bravourstückes. Man fürchtet, daß England sich
die ihm angetane Brüskierung schon um seines Prestiges wil¬
len nicht gefallen lassen könne und daß es aus der Unbe¬
kümmertheit , mit der die französische Politik unter Beiseite¬
schiebung der englischen Interessen und Wünsche ihre eigenen
Wege geht, Konsequenzen ziehen werde , die auf die Dauer
Frankreich höchst unbequem werden könnten.

(politische Neuigkeiten .
Deutscher ikeicbstag.

Bsginn Samstag nachmittag 2 Uhr. Der Gesetzentwurf über
Festsetzung eines «Mindestbeitrags des Grundkapitals von Aktien
und Kommanditgesellschaften auf die Summe von 5 Millionen
Mark wird in allen drei Lesungen debattelos erledigt , ebenso
der Entwurf betreffend Änderung des Genossenschaftsgsesehes
dahingehend, daß den Erwerbs - und Wirtschafsgenoffenschaften
der Anschluß an andere Gesellschaften erleichtert wird ; desglei¬
chen der Gesetzentwurf über die Anpassung der Dienstgeldstra¬
fen an die Geldentwertung in zweiter und dritter Lesung.

Sodann wird die Emzelberatung des
Haushalts des Reichsarbeitsministerinms

begonnen.
Abg . Giebel (So .;. ) verlangt beim Kapitel Sozialversicherung

eine stärkere Zentralisation des Krankenkassenwesens. Der
berufsständige Aufbau der Organisation sei durch die Entwick¬
lung längst überholt . Mit den vielen leistungsschwachen Be.
triebs - und Erwerbskrankenkassen müsse endlich Schluß gemacht
werden.

Abg . Esser (Zentr . unterstützt die Ausschußentschließung,
welche gesetzliche Regelung der Ausbildung Jugendlicher for¬
dert lehnt dagegen die Einbeziehung der Lehrlinge in die Ta¬
rifverträge und die Bezahlung der Fortbildungsschulzeit an !
jugendliche Arbeiter durch den Arbeitgeber ab , welch beide !
Forderungen in der Ausschußentschlietzungenthalten sknd. ’•

Abg . Frau Bohm- Schuch (Soz .) protcssiert gegen -diese Hal¬tung des Zentrums , wei sie die Lehrlingszüchterei fördere undder Heranbildung eines guten Nachwuchses für das Handwerkkeinen Dienst erweise. -' übrigens steht die Haltung der Zen-trumsfraklion in schroftcm Widerspruch zu den Forderungender Jugendorganisationen des Zentrums .
Abg. Thiel (D . Vp . ) lehnt die Entschließung ab . Die Be¬rufsausbildung könne nicht schematisch geregelt werden.Nach kurzer breiterer Debatte wurde die Ausschußentschli«.ßung gemäß dem Anrag Esser (Zev.tr . in der Weise erledigt,daß die Forderung nach gesetzlicher Regelung der BerufsauS -bildung angenommen wird , toähre-iid die übrigen Forderungenauf Einbeziehung der Lehrlinge in die Tarifverträge und aufBezahlung der Fortbildungsschulzeit an den sozialpolitischenAusschuß überwiesen werden.Die Beiträge zum Internationalen Arbeitsamt in Genf hatder Ausschuß von 74 Millionen Mark der Vorlage auf 60 Mil¬lionen gekürzt.

Abg. Schlicke (Soz . ) begründet einen Antrag auf Wiederher¬stellung der Regierungsvorlage .
Abg . Stegerwald (Zentr . ) unterstützt diesen Antrag , verlangtaber eine der internationalen Gleichberechtigung - mehr ent¬

sprechende Behandlung Deutschlands durch das Arbeitsamt .Abg. Lambach (D .-Natl .) beantragt die vollständige Strei¬chung der Beiträge .
Abg . Thiel (D . Vp . ) wünscht Veranstaltung einer Aussprachedes Ministers mit verschiedenen Reichstagsausschüffen über die

Frage des internationalen Arbeitsamts . Er stimmte der Aus¬
schußvorlage zu.

Unter Ablehnunq der übrigen Anträge wird sodann der so¬zialdemokratische Antrag auf Wiederherstellung der Regie¬
rungsvorlage angenommen .

Eine von dem Abg . Brey (Soz . ) bogründete Entschließung,worin eine Entschädigung für Arbeiter verlangt wird , die in»
folae von Betriebsgesahren erftanken oder Berufskrankheitenerleiden , wird nach zustimmenden Erklärungen der Abg . Mol¬
denhauer (D . Vp .) und Tremmel (Zentr . ) angenommen .

Heute nachmittag 2 Uhr : Weiterberatung und Antraig wegenAuflösung der deutschvölkischen Freiheitspartei .Schluß m Uhr. _
Die Vorgänge am l . Mai in flDünchen .
Der Karlsruher „Volksfreund " schreibt in Nr . 104 folgendes ^
„ Wenn es noch eines Beweises bedurft hätte , daß die Natio¬

nalsozialistische Partei keine politische Partei im gewöhnlichenSinne des Wortes ist. so hätte ihn der Verlauf des 1 . Mai in
München erbracht. Die Nationalsozialisten gebärdeten sich an
diesem Tage in unverhülltester Weise als rein militärischeKampstruppe , sowohl wasHdie Organisation , die Ausrüstung ,den Aufmarsch, als das Aufgabengebiet betrifft , das sie an die¬
sem Tage sich gestellt hatten . Sie sahen es als ihre Aufgabean , die Maikundgebung der Münchener Arbeiterschaft zu unter¬binden oder mindeste-ns in sie einzugreifen , um die Durchfüh¬rung bestimmter Vorschriften zu erzwingen , die angeblich vor»der Polizei nicht mit gebührendem Nachdruck geltend gemachtworden sind . Sie maßten sich also , um mit den „MünchenerN. Nachrichten " zu sprechen , polizeiliche Befugnisse an , ohne
selbst ein Organ der staatlichen Verwaltung zu sein, und be¬dienten sich für die Ausführung ihrer Absichten rein militä¬
rischer Machtmittel , deren Anwondung nur den Truppen unijder organisierten Polizei zusteht.Es ist bekannt, daß die Nationalsozialistische Partei in
Deutschland nach „Regimentern " gegliedert ist. Für diesen
1 Mai in München war nun , wie die „Münch. Post " schreibt ,das 1 . Regiment der Partei in Stärke von etwa 18008 Manualarmiert . Es besteht aus den in München stehenden Truppendie durch Mannschaften aus anderen süddeutschen Orten ver¬stärkt werden. Infolge dieses Alarms kamen Montag abendund Dienstag früh aus vielen bayerischen und außerbayerischenOrten Leute an , deren Eingliederung in die hiesige Truppevon vornherein feststand. Man sah Studenten aus Tübingen »ma-n sah aber auch Leute aus film , unter denen sich sogar;Reichswehrangehörige in Zivil befanden. Vom Bahnhof wur¬den die Leute auf die Geschäftsstelle der Partei , in die Corne¬
liusstraße , gebracht, wo ihnen Oberleutnant Lechner und Weberdie nötigen Anordnungen gaben. Die am Montag abend An¬
gekommenen wurden sofort in ihre Alarmquartiere gebracht.Waffen und Munition für sie lagerten in der Pionierkaserne .Ein Lagerleben von besonderer Art entwickelte sich am Diens¬
tag morgen auf Oberwiesenfeld. Rechts und links von der
Straße waren am Eingang ein Panzerauto und mehrereLastautos aufgestellt . Die Stimmung der nationalsozialistischenOffiziere war sehr kampfcsfreudig. Sie erklärten , davon
überzeugt zu sein , daß, wenn es losginge, die ganze Reichswehrauf ihrer Seite stünde. Wenn die Regierung nicht stark genugsei, die Arbeiter am Marschieren mit Sowjetfahnen zu hindern ,werde Auer am nächsten Laternenpfahl hängen. Ganz Mün¬
chen sei von ihnen umzingelt und wenn die Kerls es wage»
sollten, ihre roten Fetzen ourch die Stadt zu tragen , so würden
die Nationalsozialisten strahlenförmig auf München zu mar¬schieren. Wenn auch nur einem Führer der Nationalsozia¬listen ein Haar gekrümmt würde, werde das die Beseitigungvon 2888 Inden zur ' Folge haben."Die Ausrüstung der Mannschaften war durchaus militärisch»sie waren in Zügen wie bei der Truppe aufgestellt . Jeder ein¬
zelne Mann der Sturmtrupps hatte ein modernes Infanterie »
gewehr, ferner Patronentaschen und Stoffgurten . Den Hand-
granaten -Abteilungen standen ganze Kisten ihrer Mordwaffen
zur Verfügung , jeder Mann hatte drei Handgranaten amGürtel und war außerdem mit einer Browningpistole ausge¬rüstet . Schwere und leichte Maschinengewehre sowie Maschi¬
nenpistolen waren reichlich vorhanden , jeder Mann war für die
Bedienung dieser Waffen ausreichend mit Munition ausgestat¬tet . Eine Batterie leichter 12 Zentimeter -Feldgeschütze wav
«hinter einer Baumgruppe aufgestellt mit der Zielrichtung aufdie Arbeiterschaft auf der Theresienwiese. Auch Flieger warenbereit , zunächst zu einer Flugblattverbreitung , für die die
Flugblätter schon in Ballen ausgestapelt dalagen . Ebensowar Funkentelegraphie eingerichtet. Es war kein Mann im
Lager ohne vollständige Ausrüstung . Auch Handfesseln waren
vorgesehen, offenbar für den Fall , daß Gefangene gemachtwurden . Die militärische Oberleitung lag bei HauptmannGehrinq , der mit dem „Pour le Merite " umgehängt einher¬
stolzierte . Es muß nach diesen Vorbereitungen fast als ein
Wunder bezeichnet werden und ist lediglich auf die besonnene
Haltung der Arbeiterschaft, die jeder Provokation grundsätzlich
auswich, wie auf ihren machtvollen Aufmarsch zuruckzuführen,wenn der Dienstag nicht zu einem unübersehbaren Blutver¬
gießen führte .

Am Nachmittag und abends sah man die unbeschäftigt ge¬bliebenen Mannschaften in die Stadt herumflanieren und nt
den Wirffchaften sitzen, wobei das Geld gar keine Rolle spielte.Die Führer waren mit ganzen Paketen von Zehntausendmark¬
scheinen ausgestattet und zahlton die -Rechnungen gern . Von
Interesse ist auch noch festzustellen, daß die Abendver 'amm»
luttg im Zirkus in der Hauptsache ein militärisches Bild bot.
Fast der ganze Zirkus war von den eingekleideten Mannschaften
der Hitlerarmee besetzt . Unter Abspielung eines Militärmar -
schcs vollzog sich der Einzug Essers , Hitlers und des Partei¬
banners . Weder Esser noch Hitler gingen mit Kraftphrasen
besonders sparsam um .

"



Wsdiscker Landtag .
Die Frau und der Bürgergenuß .

In der von uns schon erwähnten Landtagsvorlage über das
Bürgerrecht und den Bürgergenutz heißt es in der Begründung
u . a . : Die Zurücksetzung der Frau gegenüber dem Manne ,
die bisher durch den politischen Charakter des Bürgerrechts
» itb die grundsätzliche Vorenthaltung der politischen Rechte
gegenüber der Frau bedingt war , ist nicht mehr gerechtfertigt ,
nachdem Reichs - und Landesverfassung ihnen folgend die
Geme-indeordnung vom 5. Oktober 1821 die Gleichberechtigung
der Frau mit dem Manne zum Grundsatz erhoben haben ; in
dieser Hinsicht ist es von Wichtigkeit , daß das Bürgergenußrecht
eine öffentlich-rechtliche Befugnis bildet . Die Zurücksetzung
der Frau ist gerade beim Bürgergenuß unhaltbar und wäre
besonders unbillig , wo»es sich nur um wirtschaftliche Vorteile
handelt . Vor allem ist kein Grund einzusehen, weshalb die
unverheiratete Frau hinsichtlich des Bürgergenuffes schlechter
gestellt sein soll als der unverheiratete Mann . Die Frau
trägt die gleichen Steuern und Abgaben wie der Mann ; sie
nimmt Teil an der Verwaltung des Gemeindevermöge'ns.

Der Einwand , die Frau werde die Allmende nicht sachgemäß
bewirtschaften können , ist nicht stichhaltig und läßt fich beson .
ders jetzt nicht mehr geltend machen , nachdem die Frau wäh¬
rend des Krieges ihre Befähigung hierzu bewiesen hat , wo ihr
fast allein der Betrieb der Landwirtschaft und damit die Si¬
cherung der Ernährung des Volkes oblag . Dieser Einwand
trifft übrigens ebenso den Mann , der die Landwirtschaft nicht
erlernt bat oder aber durch Beruf oder körperliche Gebrechen
an ihrer Ausübung verhindert ist. Zudem soll diesem Ein¬
wand , soweit er im einzelnen Falle tatsächlich berechtigt ist,
dadurch Rechnung getragen werden , daß nach 8 10 Abs . 1
des Entwurfs die Teilnahme am Allmendgenuß dann als
ruhend soll erklärt werden können, wenn der Bewerber keine
Betriebseinrichtung (Scheune , Stall , Vieh, Ackergerät u . dergl .)
besitzt, die zur sachgemäßen Bewirtschaftung der Allmend¬
grundstücke notwendig ist . Durch diese Vorschrift werden im
praktischen Leben wohl regelmäßig die Fälle getroffen wer¬
den , in denen alleinstehende Frauen wie auch Männer nicht in
der Lage sind , die Landwirtschaft durch Selbstbewirtschaftung
auszuüben .

Der Einwand der unsachgemäßen Bewirtschaftung der
Grundstücke trifft aber jedenfalls nicht bei der Bürgerholz¬
gabe zu.

Der Gesetzentwurf trägt somit dem im Landtag 1920/21
eingebrachten Antrag Rigel u . Gen ., dessen sachliche Erledigung
der Landtag der Beratung der damals in Aussicht gestellten,
nunmehr im Entwurf vorliegenden Neubearbeitung des Bür¬
gerrechtsgesetzes' Vorbehalten wollte , Rechnung und schlägt da¬
mit vor , eine schon in der Beratung des Bürgerrechtsgesetzes
dom 81 . Dezember 1931 in den damaligen Landtagsverhand¬
lungen und seitdem erörterte Frage zugunsten der Frauen
zum Abschluß zu bringen .

Wadiscke Älbersicbt.
Line Zurückweisung .

lVom Staatsministerium wich unS geschrieben: _
Die Michtbeteiligung der badischen Regierung bei der Bei¬

setzung der vormaligen Großherzogin Luise gibt der „Süd¬
deutschen Leitung "

(Nr . 138 vom 5 . (Mai 1923 ) noch einmal
Veranlassung , Hierwegen der badischen Regierung Vorwürfe
zu machen . Dabei wate es durchaus im Interesse der Ange¬
hörigen der verstorbenen Frau gelegen, wenn über diese An¬
gelegenheit nicht soviel Tinte verschrieben worden wäre . Die
neueste Auslassung der ./süddeutschen Zeitung " ist um so
verwunderlicher , als doch der Staatspräsident die in Karls¬
ruhe ansässigen Redakteure, unter ihnen auch den Karlsruher
Vertreter der .Süddeutschen Zeitung " über diese Angelegen -
heit persönlich informierte .

Die Süddeutsche Zeitung " behauptet , es seien sowohl
mündlich wie schriftlich Einickdungen seitens des Grohherzogs
und seiner Beauftragten an die Regierung ergangen ; das in
Frage kommendeSchreiben sei in durchaus verbindlicher Form
gehalten und die Aufdrucke auf den Karten dahin ctbgeändert
worden, daß es nicht mehr „Eintrittskarte "

, sondern „Ein¬
ladungskarte " hieß . Einzelne (Mitglieder der Regierung
seien von Anfang an jeder Beteiligung an der Beisetzung ab¬
geneigt gewesen usw.

Die im letzten !Satz aufgestellte Behauptung ist ebenso un¬
wahr wie die übrigen Angaben .

Nachdem durch eine Mittelsperson klgrgestelkt gewesen war ,
daß der Beteiligung der Regierung an der Beisetzung

' im
Mausoleum zu Karlsruhe nichts im Wege stand, gingen die-
ser indirekt, das heißt durch Vermittlung einer dritten Per¬
son , S Eintrittskarten zu . Ein Begleitschreiben an die Re¬
gierung war nicht Labei. Dieselbe war deshalb genötigt ,
darauf aufmerksam zu machen , daß diese Form der Einladung
ungenügend sei . Der erste Beamte des Großherzogs hat dann
der Regierung ein Einladungsschreiben gegeben, in welchem
behauptet wurde, die Überweisung der Karten erfolge, weil
für die Regierung

' ein inneres Bedürfnis an der Teilnahme
existiere, woraus der Briefschreiber wohl den Schluß gezogen
haben wollte, ein solches Bedürfnis bestehe Lei den Angehöri¬
gen der Verstorbenen nicht , und einer Teilnahme des Staats -
Ministeriums an der Beisetzung „wolle man nicht entgegen¬
treten "

. Der Regierung war bekannt , daß an andere Per¬
sönlichkeiten ohne besonderen Antrag Einladungen zur Bei-
setzung verschickt waren .

Bei dieser Sachlage war die Regierung genötigt , ihren
Entschluß, an der Feierlichkeit teilzunehmen, rückgängig zu
machen . Auch die Republik muh auf Form halten , und die
Regierung des badischen Staates , die sich sehr wohl ihrer
amtlichen und ihrer menschlichen Pflichten dem Volke gegen¬
über bewußt ist, hat gar keine Veranlassung , sich unhöflich
behandeln zu lassen. Sie hat bei Wekanntwerden des Todes
der früheren Grotzherzogin Luise eine durchaus korrekte Stel¬
lung eingenommen.

(Im übrigen hat die Süddeutsche Zeitung " mit ihrem Ar¬
tikel der großherzoglichen Familie einen Bärendienst erwie¬
sen . Wie kommt sie dazu, daraus , daß der Abgesandte der
badischen Regierung , Herr Ministerialdirektor Leers , von dem
Großherzog nicht empfangen worden ist, die Behauptung zu
konstruieren , die badische Regierung habe sich hierdurch ver¬
letzt gesehen ? Das ist nicht der Fall ! Denn gerade im Hin -

' blick auf diese Möglichkeit , die bei dem sehr angegriffenen Ge¬
sundheitszustand des früheren Großherzogs ja ohne weiteres
feststand, hatte die Regierung einen ihrer höchsten Beamten
und nicht einen Minister oder den Staatspräsidenten mit die¬
ser Mission betraut .

Die badische Regierung hatte die Absicht , zu dieser Ange¬
legenheit öffentlich das Wort nicht zu ergreifen . Nachdem
aber trotz persönlicher Aufklärung die „Süddeutsche Zeitung "
weiterhin so unsaubere Angriffe erhob, muß es als ein Akt
der Notwehr angesehen werden, wenn in dieser präzisen Form
hier eine Klarstellung erfolgt.

Französischer Zübergrilk in Mannheim .
In der Nacht vom 4./6 . Mai , kurz nach 11 Uhr, mußte ein

französischer Sergeant , der sich auf seinem Fahrrad in ange¬
trunkenem Zustand in der Riedfeldstraße ( in Höhe Stockhorn¬
straße) , also in unbesetztem Gebiet , herumtrieb , die Polizeibe¬
amten zu Rede stellte und belästigte, nachdem ein Schuß gefal¬
len war , festgenommen und nach der Wache des 9 . Reviers
verbracht werden. Offenbar von deutschen ( ! ) Augenzeugen
des Vorgangs wurde die Besatzung der Hildaschule raschestens
verständigt, denn nach kaum 15 Minuten erschien eine franzö¬
sische Patrouille , bestehend aus einem Offizier , einem Unter¬
offizier und einigen Soldaten , auf dem 9. Revier und hielt der
Rebiermannschaft die schußbereiten Waffen vor. Es wurde zu¬
nächst verlangt , daß die ganze Wachmannschaft nach der Hilda¬
schule mitkommen müsse, schließlich begnügte man sich mit den
zwei Polilzeibeamten , die den Vorfall getätigt hatten . Sie
wurden in der Hildaschule vernommen und nach 1 % Stunden
wieder entlassen. Die Bestrafung des französischen Sergean¬
ten wurde in Aussicht gestellt.

Bei dieser Gelegenheit muß nun doch einmal nachdrücklichst
auf die fortwährenden Überschreitungen der besetzten Zone
durch die französischen BesatzunStruppen hingewiesen wer¬
den. Nach einem Schreiben der interalliierten Rheinlandkom¬
mission in Koblenz, an den deutschen Reichskommissar für die
besetzten rheinischen Gebiete daselbst vom 16 . März 1923 Nr .
9398/HEJTR . besteht ein Befehl des Oberbefehlshabers
der Besatzungstruppen , wonach die Grenze des besetzten Mann¬
heimer Hafengebiets folgendermaßen verläuft : beim Industrie -
Hafen und Verbindungskanal auf den Straßen , welche östlich
der Verladeufer dieser beiden Häfen entlang laufen , und bei
Rheinau auf der Straße , welche westlich der Eisenbahn Mann¬
heim—Karlsruhe entlang läuft , vom Haltepunkt Altripp im
Norden bis zum Bahnhof Rheinau im Süden — also von der
Rheinbrücke nach der Hafonstraße über die neue Neckarbrücke
nach der Jndustriestraße . in Rheinau auf der Rhenaniastraße .

Wenn man sich einmal auf den Boden der französischerfeits
erfolgten Besetzung stellt, so könnenAnordnungen und irgend¬
welche Tätigkeiten der Besatzungstruppen nur auf besetztem

Erökknungskeier der Großen Deutschen
Ikrunstausstellung ikarlsrube .

Die Kunstausstellung wurde Samstag Vormittag durch einen
Festakt feierlich eröffnet . Im Vorraum , der wirkungsvoll einen
Kuppelbau darstellt, hatten sich die zahlreich geladenen Gaste
versammelt . Es waren u . a . erschienen, die Minister , an
ihrer Spitze der Staatspräsident , Oberbürgermeister
Dr . Fi nt er , sonstige zahlreiche Vertreter der staatlichen und
städtischen Behörden, Vertreter der Wissenschaft , der Industrie ,
des Handels usw . und insbesondere eine große Anzahl von
Künstlern .

Prof . Billing begrüßte die Erschienenen und legte dar,
daß es trotz der wirtschaftlichen Nöte, dank der eifrigen Tätig¬
keit der Künstlerschaft gelungen sei, diese Ausstellung in die
Wege zu leiten , ein Werk, von dem er hoffe, daß es dem
deutschen Vaterlande , der badischen Heimat und der Stadt zu
Ehren gereichen werde. Redner sprach allen den herzlichsten
Dank aus , die in so opferbereiter Weise an dem Gelingen
dieses Werkes mitgearbcitet haben . Er schloß mit dem Wunsche,
daß die Ausstellung den zahlreichen Besuchern eine Quelle der
Freude sein möge und daß sie auf die deutsche Künstlerschaft
befruchtend wirke . Den Ausstellern aber wünsche er, daß auch
der materielle Erfolg nicht ausbleibe . Der Redner bat so¬
dann den Staatspräsidenten , die Ausstellung zu eröffnen .

Darauf folgt eine Ansprache des Staatspräsidenten Rem - ,
m e l e, über welche wir in unserer Samstag -Ausgabe aus¬
führlich berichtet haben.

Prof . B ü h l e r gedachte sodann unseres Altmeisters Hans
Thoma, dem es leider nicht möglich ist, der Eröffnung der ’

Ausstellung beizuwohnen.
Der Festakt fand seinen Abschluß in den wuchtigen Klängen

der Meistersinger-Ouvertüre von Wagner .
Es folgte ein Rundgang durch die Ausstellung , die aus .

allen Teilen Deutschlands reich beschickt , ein treffliches Bild
des künstlerischen Schaffens und Strebens unserer Zeit bietet .
Besonders stark vertreten ist die Malere i, doch auch die
Plastik , Graphik und die angewandte Kunst bie¬
ten eine schier unerschöpfliche Quelle der Belehrung und Be¬
wunderung . Roch sei erwähnt , daß die Ausstellung als eine
fertige vor den Beschauer tritt .

Am Abend fand in den oberen Halen des Künstler -
Kaufes eine Festfeier statt , zu der sich tüte überaus

große Zahl Gäste eingefunden hatte , u . a . der Staats¬
präsident , der Unterrichtsminister , der Präsident des Land¬
tags , die Bü r g e r m e i st e r der Stadt , Stadtrüte , zahlreiche
Vertreter der Künstlerschaft und sonst eingeladene Angehörige
der verschiedensten Berufe . In einer geistvollen Rede wür¬
digte Unterrichtsminister H e l l p a ch die Bedeutung der Kunst
irn Geschick der Völker , in ausgezeichnet zusarnmengestellteu hi¬
storischen Beispielen wies der Minister nach, wie immer die
Zeit des . politischen Niedergangs eines Volkes die
Geburtsstunde der Blütezeit einer Kunstepoche war . In
weiteren Reden würdigten Oberbürgermeister Dr . F i n t e r ,
Landtagspräsident Dr . Baumgartner u . Stadtrat Men -
zinger die Bedeutung des Tages . Eine Reihe künstlerischer
Darbietungen von Mitgliedern des Landestheaters , von be¬
freundeten Herren und Damen des Künstlervereins , von Mit¬
gliedern des Künstlervereins , sowie der Harmoniekapelle sorg¬
ten für die gesellige Unterhaltung ; ein recht gelungenes klei¬
nes Festspiel, von Maler O e r t e l verfaßt , sei besonders aus
der großen Reihe des Gebotenen, dem im zweiten Teil auch
der Humor lischt fehlte, hervorgehoben.

* Die erste Mustkwsche zeitgenössischer Tonwerke ist in
Mannheim für Ende Mai (25.—£6 .) durch den dortigen
Verkehrsverein unter Beteiligung der M̂annheimer Sänger -
Vereinigung in die Wege geleitet worden . Bedingt auch die
Zeitlage eine gewisse Einschränkung der Veranstaltungen , so
ist doch für diese Musikwoche , die dem neueren Ehorschaffen
die Wege ebnen helfen soll, durch die Mitwirkung von ins¬
gesamt 25 Vereinigungen vokaler und instrumentaler Art ,
unter denen sich der Heidelberger Bachvcrein , das
Amar - Hindemith - Ouartett und die „ 1 6 e r " aus
Essen befinden, eine würdige Ausgestaltung gewährleiste !.
Das Orchester bringt Chorwerkevon Hugo Kant , Joseph Marx
und Fr . Gellert , als Uraufführung ein „Halleluja " von Ludw.
Gäber und als örtliche Erstaufführung Max Reger 's „100 .
Psalm "

. Zur Erstaufführung gelangen im Rahmen der vor¬
gesehenen vier Musikaufführungen weiterhin noch eine Mäser -
suite von Hermann Grabner (Manuskript ) , Hindemith 's „Lie¬
der der jungen Magd "

, sowie Frauenchöre von Julius Weis¬
mann , Arnold Mendelsohn und Hans Gal . Die Musikwoche,
bei der hervorragende Solisten ( Alfred Höhn, Jane Freund -
Nauen u . a .) Mitwirken, wird mit dem festlichen Präludium
von Rich. Strauß eröffnet , das Operivdirektor Erich Kleiber
dirigiert .

Gebiete und nur . mit - Wirkung - füi dieses erfolgen. - dann- ist
auch ein Aufenthaltt einzelner Soldaten im unbesetzten G -biet
urizuläffig . Jede Betätigung auf unbesetztem Gebiet stell , also
auch eine Zuwiderhandlung gegen die Befehle des Oberbefehls¬
habers der Besatzungstruppen dar, abgesehen davon, daß eS
sich dabei um schwere Eingiffe in die deutsche . Hoheit handelt .Ein Fall wie der vorliegende, läßt sich korrekter Weise nur in
der Form erledigen, daß die deutsche Polizei eine unberechtig¬
terweise in das unbesetzte Gebiet gelangte Mtlitärperson fest¬
nimmt und nach Feststellung der Personalien an die nächste
Militärbehörde abliefert . Dagegen ist es mit den obigen

Grundsätzen unvereinbar , daß eine französische Militärpa .
trouille - in das unbesetzte Gebiet kommt und überdies noch die
in rechtmäßiger Ausübung ihres Dienstes befindliche deutsche
Polizei mit der Schußwaffe bedroht.

Die Tage des Arbcitsmarktes .
* Amtlich wird uns mitgeteilt :
Verursacht durch die immer schlechter werdende allgemein^

Wirtschaftslage ist die Wermittlungstätigkeit der einzelnen
Arbeitsnachweise in der Werichtswoche ziemlich gleichmäßig in
allen Berufsarten zurückgegangen. Da auch in andern Teilen
Deutschlands die Arbeitsmarktlage sehr ungünstig ist , so ist
verschiedentlich ein Zugang an Durchwandernden zu beobach¬
ten , für die jedoch eine Beschäftigungsmöglichkeit nicht vor»
liegt , ba schon die einheimischen Arbeitskräfte nicht unterge¬
bracht werden können. f

Eine nennenswerte Verschiebung der Lage in den einzelnen
Berufsgruppen ist gegenüber der Vorwoche nicht eingetreten .
Zu vermerken ist lediglich , daß in der Pforzheimer Schmuck ,
w a r e n i n d u st r i e die bereits gemeldete leichte Belebung
sich fortsetzte und daß trotz Vorschreiten der Jahreszeit das
Baugewerbe auch weiterhin keine Aufnahmefähigkeit
zeigt. -

Vorauszahlung aut die Einkommensteuer .
Am 15. Mai d. I . ist eine Vorauszahlung auf die Einkom¬

mensteuer fällig . Sie beträgt ein Viertel der für das Jahr
1921 im Steuerbescheid festgesetzten Steuer . Seitdem hat sich
das Einkommen der Steuerpflichtigen außerordentlich stark er¬
höht. Für diesen Fall ist im Gesetz eine Erhöhung der Vor¬
auszahlungen durch die Finanzämter vorgesehen . Die Finanz¬
ämter sind laut W . T .-B . angewiesen, von dieser Ermächtigung
in geeigneten Fällen , insbesondere dann Gebrauch zu machen ,wenn die tatsächlich geleisteten- Vorauszahlungen! in einem
auffälligen Mißverhältnis zum gegenwärtigen Einkommen
stehen. Von einer Erhöhung der Vorauszahlungen durch be-
sonderen Bescheid wird in der Regel nur dann abgesehen wer¬
den. wenn als Vorauszahlung ein Viertel der Steuer gezahlt
wird , die sich nach der Steuererklärung für 1922 ergibt. Dan
Steuerpflichtigen wird daher empfohlen, am 15. Mai ein Vier¬
tel des Betrages zu entrichten, der auf das in ihrer Steuer¬
erklärung für 1922 angegebene oder auf das geschätzte Einkom-
men des Jahres 1922 nach dem mit der Steuererklärung über¬
sandten Tarif entfällt . Steuerpflichtige , deren Einkommen im
Jahre 1922 überwiegend dem Steuerabzug vom Arbeitslohn
unterlegen hat , brauchen ihre Vorauszahlung nicht zu erhöhen.

Ergebnis der Mannheimer Erfindungen -
Messe .

Die vom Reichsverband Deutscher Erfinder E . V. Mann¬
heim veranstaltete 3. Deutsche Erfindungen -, Neuheiten - und
Industrie -Messe erwies sich als echte Großverkaufs -Meffe.
Nach den vertraulich behandelten Angaben der Aussteller:
wurde mit den von der Messeleitung für abwesende Aussteller
( meist kleine Erfinder ) getätigten festen Abschlüssen ein Um-
satz von 1,2 Milliarden Papiermark erzielt. Als angebahnt
wurden etwa 2,5 Milliarden bezeichnet , ohne die Patentver¬
käufe für In - und Ausland . Mit Großabnehmern wurden
Verbindungen für folgende Länder hergestellt: England , Hol¬
land , Schweiz, Italien , Österreich , Spanien , Skandinavien ,
Tschechoslowakei alle Staaten Amerikas , Indien und Island .
Die gewonnenen Geschäftsbeziehungen, besonders mit Expor¬
teuren und Vertretern , werden -durchweg als sehr gut bezeich¬
net . Auch solche Aussteller , die hauptsächlich der Reklame
wegen kamen , sind mit der Wirkung sehr zufrieden, so daß die
Messe in geschäftlicher Richtung ihren Zweck vollauf erfüllte .
Die Besucherzahl war nicht so groß wie im vorigen Jahre «
Wer Ausfall der Pfälzer , die infolge des eingestellten Zug -
Verkehrs nur aus den benachbarten Orten kommen konnten,
hat (sich doch stark bemerkbar gemacht. Immerhin besuchten
rund 31 000 Personen die Messe . Der Erfolg kann also in»
-aribetracht der gegenwärtigen Lage als sehr gut bezeichne ?
werden .

Ikurze Nachrichten aus Waden.
Konstanz , 6 . Mai . Die V2 .-Mitteilung , daß der die Be¬

schwerde der Zentrumsfraktion gegen den Oberbürgermeister
entscheidende Beirat des Landeskommissärs festgestellt 'habe,
baß -der Oberbürgermeister die Stadtschulratsfrage einseitig
behandelt und (sich von vornherein für einen, den demokrati¬
schen Kandidaten , festgelegt habe, ist unrichtig. In den Grün¬
den zu der die Beschwerde ablehnenden Entscheidung ist ledig¬
lich gesagt, daß vorsichtigerweise die wörtliche Aufnahme des .
-fraglichen Stadtratsbeschlusses in den Bericht an das Mini¬
sterium zweckmäßig gewesen wäre , um bei Außenstehenden
auch nicht „Iben Schein einer einseitigen Stellungnahme zu
erwecken .

"

Aus der Landeshauptstadt .
# Feiwillige Feuerwehr K.-Rintheim. Die abgehaltene

Frühjahrshauptübung nahm unter Leitung des , Kommandan¬
ten Fuchs einen befriedigen Verlauf . Derselben lag ein Scheu¬
nenbrand in der Ernststraße zugrunde. Derselben wohnte an ;j
Oberkommandant Heußer, sowie seitens des Maschinenbauam¬
tes die Herren Oberbaurat Seitz und Direktor Scherer. Auch
Vertreter benachbarter Feuerwehren waren erschienen . An
die Übung schloß fich im Gasthaus zum Schwanen eine ka¬
meradschaftliche Vereinigung an .

Ltsatsanzeiger.
Bekanntmachung.

Gesetz zum Schutz der Republik.
Das für Baden ausgesprochene Verbot der Deutsch -sozialk ,

stischen Partei ist auf die von der Ortsgruppe Mannheim ein¬
gelegte Beschwerde vom Staatsgerichtshof zum Schutze der
Republik aufgehoben worden.

Karlsruhe , den 4 . Mai 1963.
Der Minister des Inner ».

R e m m e l e .
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Meinige Vertretung von- Llöthner - EnüllM-Ackweg - Hilmer
Badisches Landestheater .
Montag , 7. Mai . 7— n . 10 Uhr . Sp . I . 4000 M.

Romeo und Julia .
Dienstag , 8- Mai .
Abonn . £ 20.

6‘/, - 91/, Uhr . Sp . I . Abt . 6000 M.Th .-Gern . B.V .B . Nr . 2101 - 2400.
Mozart - Zyklus Vi

Cosi ffan tutte (So machen’s Alle)
Badische Lichtspiele - Konzerthaus sau

I Heute abend 8 Uhn Film - VortragI In den Tiefen der Erde
I außerdemI neueste Mnatimen von der fraszosen-fiesetzong■ Nurnu^ rte

j ffl Ruhro e!]l&11
WWW Vorverk. Mnsikhaus Möller , Kaiserstr.

Nur numerierte
Plätzet

HÄrgermeisterftrUe.
In der StadtgemeindeTairberbifchofSheim(Baden)— Amtssitz mit nahezu 4000 Einwohner — ist die er¬ledigte Bürgermeifterstell « mit einem Berufsbürger¬meister alsbald neu zu besetzen. Geeignete Bewerbermit entsprechender Vorbildung und praktischer Befähi¬gung werden ersucht, ihre Bewerbungen unter Angabe»er Gehaltsansprüche , sowie Beifügung eines Lebens¬laufs und der die Befähigung nachweisenden Zeugnisiebis längstens 20 Mut l. Js . an den Gemeinderateinzureichen. Badener erhalten den Vorzug . Persön .liche Vorstellung vorerst nicht erwünscht .
Tauberbischofsheim , den 4. Mai 1923.

_ Der Gemeinderat.

Meiling der ZeNWnKZWrr .
Mauuhrim . R .996

Zum Handelsregister B
Band III O .-Z . 1 Firma
Bereinigte Speyerer Zieger-
werke Aktiengesellschaft in
Mannheim , wurde heute
eingetragen : Gemäß dem
bereits durchgeführten Be¬
schluß der Generalver¬
sammlung vom 2. März
1923 ist das Grundkapital
um 200 000 M . erhöht und
beträgt jetzt 8200 000 M .,
eingeteilt in 2000 auf den
Inhaber lautende Na¬
mensaktien und 200 ausden Namen lautende Vor¬
zugsaktien , jede Aktie zu1000 M . Durch den Be¬
schluß der Generalver¬
sammlung vom 2. März
1923 sind die 88 4 (Grund¬
kapital, Aktieneinteilung,
Vorzugsaktien ) , 16 (Ver¬
gütung an die Mitglieder
des Aufsichtsrats), 19
(Stimmrecht ), 26 (Vertei¬
lung des Reingewinns ) u.87 (Liquidation ) des Ge¬
sellschaftsvertrags geän¬dert . Auf die eingereichte
Urkunde wird Bezug ge,
nommen . Die neuen 200
aus den Namen lautenden
Vorzugsaktien werden

zum Nennbeträge ausge¬
geben. Sie haben vor den
Stammaktien Anspruch

auf eine Dividende bis zu7 Proz. Sowett der Rein¬
gewinn eines Jahres zur
Verteilung dieser Dibi-
deflde nicht auSreicht, istder Fehlbetrag aus dem
Reingewinn der folgenden
Jahre vorweg zu decken .Im Falle der Auflösungder Gesellschaft haben die
Vorzugsaktien vor den
Stammaktien Anspruch

auf 110 Prozent des aufden Nennwert «ingezahl¬ten Betrags zuzüglich et¬wa rückständiger Dividen-
denansprüche nnd zuzüg-
lich 7 Prozent Zinsen fürdas laufende Geschäfts¬jahr . An einem etwaigen
Mehrerlös nehmen die
Vorzugsaktien nicht teil.
Mannheim , 16. April 1923.» ad. Amtsgericht BG . 4.

Mannheim . S .67
Zum Handelsregister BBand XX O.-Z. 33 Fir¬ma Rheinische Automobil¬bau - Aktiengesellschaft

Deutsche Gesellschaft fürdie Lizenz E. Bugatti (Ra -
bag) in Mannheim , wurde
heute eingetragen : Ge¬

mäß dem bereits durchge¬
führten Beschluffe der Ge-
neralversamlmlung vom 6.
Jan . 1923 ist das Grund¬
kapital um weiter « 25
Millionen M . durch Aus¬
gabe von 24 000 auf den

Inhaber lautenden
Stammaftien zu je 1000
Mark und 6000 Vorzugs¬
aktien zu je 200 Mark er¬
höht. Das Grundkapital
beträgt jetzt 51 Millio¬
nen Mark . Davon sind eine
Million Vorzugsaftien u.
50 Millionen Stammak¬
tien . Die Stammaktien
lauten auf den Inhabern ,
über den Betrag von 1000
Mark . Die Vorzugsaktien
lauten auf Namen und
über den Betrag von 200
Mark . Die neuen Aktien
werden zum Kurse von
100 Prozent ausgegeben.
Durch den Beschluß der
Generalversammlung vom
6. Januar 1923 ist der
Gesellschaftsvertrag in den
88 6 (Grundkapiral , Ak¬
tieneinteilung , Umwand¬
lung der Vorzugsaktien ),13 (Stimmrecht ) und 1
(Sitz der Gesellschaft) ent¬
sprechend der Niederschrift,auf die Bezug genommenwird, geändert . Der Sitz
ist nach Düffeldorf ver-
legt.
Mannheim , 20. April 1923 .
Bad. Amtsgericht B .G. 4.

Mannheim . S .61
Zum Handelsregister A

Band V O .-Z. 243 Firma
Wilhelm Schreiber, Mann¬
heim, wurde heute einge¬
tragen : Das Geschäft istmit der Firma auf die

neugegründete Wilh .
Schreiber Gesellschaft mü

beschränkter Haftung ,
Mannheim , übergegangen.
Mannheim , 18. April 1923.
Bad. Amtsgericht B.G . 4.

Pforzheim . R .993
Handelsregistereinträge.

Firma Deutsche Gold-
L Silber » Scheideanstalt
vorm. Rößler , Zweignie¬
derlassung Pforzheim in
Pforzheim mit Hauptsitzin Frankfurt a . M . : Be¬
schlossene u . durchgeführte
Erhöhung des Grundkapi¬tals um 20 Millionen M.auf 180 Millionen M . und
Änderung und Ergänzungdes Gesellschaftsvertragsin 8 4 (Grundkapital ), 85 a letzter Satz und 8 17

Abs. 2 (Stimmrechte der
Vorzugsaktien) sowie 89a
(Amortisation von Stamm¬
aktien) auf Grund des Be¬
schlusses der Generalver¬
sammlung vom 5. März
1923. Die neuen 20000
Stück auf den Inhaber
lautenden und den bishe¬
rigen Stammaktien recht¬
lich gleichstehenden Stamm¬
aktien im Nennbetrag von
1000 M . sind zum Kurse
von 100 Proz . ohne Stück¬
zinsenberechnung ausgege¬ben.

Amtsgericht Pforzheim .

Pforzheim . R .994
Handelsregistereinträge .

1 . Firma Birke & Sorg
in Pforzheim , Kronprin -
zenstr . 56. Die Gesellschaft
ist aufgelöst. Der bisheri¬
ge Gesellschafter Eugen
Birle ist alleiniger Inha¬ber der in Eugen Birle ge¬
änderten Firma .

2. Firma B. EmSheimer
in Pforzheim , Luifenstr.
37 : Die Gesellschaft ist
aufgelöst. Der bisherige
Gesellschafter Otto Bossert
ist alleiniger Inhaber der
Firma .

3 . Firma Frank St Kü¬
bele in Pforzheim , Lin-
denstr. 75 : Persönlich haf¬tende Gesellschafter sind
die Techniker Hermann
Frank und Wilhelm Kö-
bele in Pforzheim . Offe¬
ne Handelsgesellschaft seit
1 . Januar 1923 . (Angege¬bener Geschäftszweig: Bi¬
jouteriefabrikation .)

4. Firma E . Winter St
Co. in Pforzheim , östl. 28 :
Kaufmann Alfred Gut -
brod in Pforzheim , dessen
Prokura erloschen ist, istin das Geschäft als per-
sönlich haftender Gesell¬
schafter eingetreten . Offe-
ne Handelsgesellschaft seit
1. Mai 1922.

5. Firma Paul Drnsen -
baum in Pforzheim , Kai»
ser-Friedrich-Str . 7 : Dem
Kaufmann Ernst Betzlerin Pforzheim ist Einzel¬
prokura erteilt . .

Amtsgericht Pforzheim .
Pforzheim . R .995

Handelsregistereintrag .
Firma Brauerei Beckh,

Aktiengesellschaft in Pforz¬
heim . Gesellschaftsvertrag
dieser Aktiengesellschaft v .
21 . März 1923 . Der Ge-
genstand des Unterneh¬
mens ist die Fortführung
der bisher unter der Fir¬ma „Brauerei Beckh" als
offene Handelsgesellschaft
betriebenen Bierbrauerei
zu Pforzheim . Die Gesell¬
schaft ist berechtigt, Zweig¬
niederlassungen im In - u.
Auslande zu errichten u.
sich an Unternehmen glei¬
cher oder ähnlicher Art zu
beteiligen. Sie kann mit
Waren aller Art Handeltreiben und Waren aller
Art Herstellen . Grundkapi¬tal : 10 Millionen Mark.
Vorstandsmitglied : Chri¬
stof Friedrich Beckh, Braue -
reibefitzer in Pforzheim .
Prokurist : Kaufmann Wil¬
helm Feierling in Pforz¬
heim. Wenn der Vorstandaus mehreren Personen
besteht, erfolgt die Vertre¬
tung der Gesellschaft durch
zwei Vorstandsmitgliederoder durch ein Vorstands¬
mitglied und einen Pro¬
kuristen. Der Aufsichtsratkann einzelnen Vorstands¬
mitgliedern die Befugniserteilen , die Gesellschaftallein zu vertreten ; erkann auch beim Vorhan¬
densein mehrerer Vor¬
standsmitglieder bestim¬men» daß die Vertretung
durch zwei Prokuristen
stattfindet . Das Grundka¬
pital ist in 800 Inhaberak¬tien von je 10000 M . und

*
in 2000 Inhaberaktien von
je 1000 M. eingeteilt, wel¬
che zum Nennwerte aus¬
gegeben werden. Der Vor¬
stand der Gesellschaft be¬
steht. je n« h der Bestim-
nmng der Generalver¬
sammlung. aus einer oder
mehreren Personen . Die
Bestellung erfolgt durch
den Auffichtsrat. Die ' Be¬
kanntmachungen der Ge¬
sellschaft finden durch den
Deutschen Reichsanzeiger
statt. Der Auffichtsrat kann
bestimmen, daß die Be¬
kanntmachungen auch in
anderen Blättern ge¬
schehen. Die Berufung der
Generalversammlung der
Aktionäre erfolgt unter
Bekanntgabe der Tages¬
ordnung durch den Auf-
fichtSrat oder den Vor¬
stand. Die Bekanntmach¬
ung muß mindestens zwei
Wochen vor dem Tage der
Versammlung veröffent¬
licht sein und hat die Un-
terschrift des Auffichtsrats -

vorsttzenden oder des Vor-
stands zu tragen . Soferndas ganze Aktienkapitalvertreten ist, können in der
Generalversammlung Be¬
schlüsse auch ohne beson¬dere Berufung und ohne
Bekanntmachung der Ver¬
handlungsgegenstände ge¬
faßt werden. Die Gründer
der Gesellschaft sind die
Brauereibösitzer Adolf

Beckh und Christof Beckhin Pforzheim , Student
Adolf Beckh in Weihen¬
stephan, Privatier Valen¬
tin Broß in Pforzheim u.Dr . juris Christof Beckhin Paffau . Die Mitgliederdes Auffichtsrats find:
Wrauereibefitzer Adolf

Beckh und Valentin Broß
sowie Dr . Heinrich Haffin-
ger, Steuerrat a . D . in
Pforzheim . Die • offene
Handelsgesellschaft Braue¬
rei Beckh in Pforzheim ,deren persönlich haftende
Gesellschafter die Braue¬
reibesitzer Adolf Beckh u.
Christof Beckh in Pforz¬
heim sind, bringt in die
Gesellschaft ein : a) ihr in
Pforzheim betriebenes Ge¬
schäft mit allen Ak¬

tiven einschließlich
sämtlicher zum Geschäfts¬betrieb genügen Maschi¬nen und Gerätschaften ,aber mit Ausnahme der
für den Betrieb nicht ge¬
eigneten und daher wieder
verkauften zwei Elektro¬
motor« mit 300 und 174
PS und sämtlichen Passi¬ven ; d) folgende Grund¬
stücke : 1. Lgb. Nr . 19276
— 76 a 16 qm Hofreitemit Gebäulichkeiten, An¬
wesen westl. Äarl -Fried -
rich-jStraße 184, 2. Lgb.Nr . 19176 — 60 a 92 qm
Ackerland , im Gewann
Osterfeld, 3. Lgb . Nr .
19261 — 14 a 04 qm
Ackerland im Gewann
Osterfeld, 4. Lgb . Nr .
19279 - - 16 a 08 qm Acker -
land im Ortsetter Neu¬
stadt. 5. M >. Nr . 21 — 3 a
34 qm Hofreite mit Ge¬
bäulichkeiten , Anwesen östl.Karl -Friedrich-Straße 1 u.

Pfarrgasse 2, 6. Lgb. Nr .19 - - 1 a 39 qm Hof reite
mit Gebäulichkeiten, An¬
wesen Schloßlöerg 4, 7.
Lgb. Nr . 10165 — 3 a 34
qm Hofreite mit Gebäu¬
lichkeiten, Anwesen westl.
Karl -Friodrich-Straße 163,8. Lgkb . Nr . 789 — 6 a 70
qm Hofreite mit Gebäu¬
lichkeiten, Anwesen Markt¬
platz 4. 9. Lgb. Nr . 15486
— 3 a 49 qm Ackerland ,im Gewann Hälden, 10.
Lgb . Rr . 13090 — 23 a 43
qm Ackerland im Gewann
Geigersgrund , 11. Lgb .Nr .
13108 = 11 a 90 qm Acker¬
land im Gewann Geigers¬
grund, 12. Lgb . Rr . 10022g
— 11 a 94 qm Hofreite,im Ortsetter Neustadt, 13.
Lgb. Nr . 10022 « — 2a
55 qm Hofreite, im OrtS-
etter Neustadt, 14. Lgb.Nr . 47 d — 01 qm Hof¬
reite, im OrtSetter Neu¬
stadt. 15. Lgb. Nr . 10025
— 1 a 36 qm Ackerland ,im Ortsetter Neustadt, 16.
Lgb. Nr . 10023 — 82 qm
HauSgarten , im OrtSetter
Neustadt, X Miteigentum .
17. Lgb . Nr . 10024 = 3 a
44 qm Graben, im OrtS¬
etter Neustadt, X Mit¬
eigentum. Adolf und Chri¬

stoph Friedrich Beckh brtn -
gen außerdem folgende
ihnen iemeinfchastlich Je
zur Hälfte bzw. je ein
Viertel gehörigen Grund¬
stücke in die Gesellschaftein : 18. Lgb . Rr . 10023
— 82 qm Hausgarten , im
OrtSetter Neustadt, 19.
Lgb . Nr . 10024 = 3 a 44
qm Graben , im OrtSetter
Neustadt, 20. Lgb. Nr .
19275 — 7 a 80 qm Hof¬reite , mit Gebäulichkeiten,
Anwesen Maximilianftr .
65. 21 . Lgb . Nr . 19175 —
10 a 42 qm Ackerland , im
Gewann Osterftld . Die
Einbringung erfolgt un¬
ter folgender Bewertung :
Aktiva : Grundstücke Mark

5 400000, Maschinen,
Utensilien, Brauerei - und
Wirtschaftseinrichtungsge¬

genstände 1600 000 Mark,
Fuhrpark 800000 Mark,
Kaffe 166 955 .82 Mark.
Außenstände 4 744 587 .08
MarZ, Vorräte 5 025 589
M . 50 Pf „ zusammen M.
17 637 182.40. Passiva :
Hypotheken einschl. Zinsen
567 697.90 Ms . Kreditoren
und Delkredere 8233 458
M . 55 Pf ., Erneuerungs¬
fonds 831 329 .54 M ., zu¬
sammen 9 632 485 .99 M .,reiner Wert 8 004 648.41
Mark. Die Aktiengesell¬
schaft gewährt für daS Ge¬
samteinbringen im Über-
rrahmepreis von 8 004 646
M . 41 Pf . Adolf und Chri¬
stoph Friedrich Beckh: a)8 000 000 M . in 800 Ak¬
tien ä 10 000 M ., b) M.
4646 .41 bar . Das Ge¬
schäft gilt vom 1. Oktober
1922 ab für Rechnung der
Aktiengesellschaft geführt .Die Genannten überneh¬men die Gewähr, daß die
Außenstände in der in
vorstehender Aufstellung
bezeichneten Höhe von M.4 744 587 .08 eingehen und
weitere Passiven als die
aufgeführten , am 1 . Okto¬
ber 1922 nicht vorhanden
waren , daß Verträge , wel¬
che den normalen Rahmen
eines derartigen Geschäfts
überschreiten, nicht be¬
stehen . Die Aktiengesell¬
schaft übernimmt Rechteund Pflichten aus den fürdas Geschäft abgeschlosse¬nen Verträgen , soweit sie

noch nicht erfüllt sind , sie
übernimmt insbesondereals persönliche Schuldne¬rin zu vertragsmäßiger

Verzinsung und Helmzah¬
lung die auf den einge-
brachten Grundstücken ein¬
getragenen Hypotheken tm
Gesamtbetrags 668000 M.Bon den bei der Anmel¬
dung eingereichten Schrift¬
stücken, insbesondere dem
Prüfungsbericht des Vor¬
stands und Aufsichtsrats
sowie dem Prüfungsbe¬
richt der Revisoren, kann
bei dem Unterzeichneten
Gericht «Einsicht genom¬men werden. Der Prü¬
fungsbericht der Revisorenkann auch bei der Han¬
delskammer , hier einge¬
sehen werden.

Amtsgericht Pforzheim .
Pforzheim . S .71

Handelsregistereintrag .
Firma Oberrheinische

Treuhand - Aktiengesell¬
schaft in Pforzheim mit
Zweigniederlassung in

Konstanz. Der Hauptsitzder Gesellschaft ist von
Konstanz nach Pforzheim
verlegt . Der Gesellschafts -
Vertrag ist am 16. Mai
1919 festgestellt und am5. Januar 1922 abgeän -
dcrt. Der Gegenstand des
Unternehmens ist die Be-
sorgung von Treuhänder »
geschäften jeder Art, perio¬
dische und ständige Revi¬
sionen von Unternehmun¬
gen jeder Art , Prüfungvon Geschäftsbüchern, Sa¬
nierungen , Inventuren
und Jahresbilanzen , An¬
legung und Führung von
Geschäftsbüchern, Grün¬
dung und Umwandlungvon Gesellschaften, Arran¬
gements und Übernahmevon Liquidationen , Testa¬
mentsvollstreckungen, Ge¬
schäftsaufsicht und Wah-
rung der Interessen ab¬
wesender Geschäftsinhaber.Direktoren ufto^ periodi¬
sche und ständige Kaffenre»
vffionen, Beratungen in
kaufmännischen Angele-

0 .

genheiten aller Art . Über¬
nahme des Amte- als
Schiedsrichter, Erstattungvon kaufmännischen Gut¬
achten sowie allen sonstigen
in das Gebiet der Treu¬
händerei entfallenden Ar¬
beiten, Beratung in allen

Steuerangelegenheiten .
Die Gesellschaft ist berech-
tigt, allüberall Zweignie¬
derlassungen zu errichten.
Da » Grundkapital beträgteine Million Mark . Vor¬
standsmitglieder find : Ber -
thold Sutter in Pforz¬
heim, Robert Biedermann
in Konstanz, Dr . Otto
Kohle und Julius Heppin Karlsruhe . Dem Kauf¬
mann Hans Kranth in
Mühlacker ist Prokura in
der Weife erteilt , daß er
in Gemeinschaft mit einem
Vorstandsmitglied die Fir¬
ma zeichnet . Sind mehrere
Vorstandsmitglieder be¬
stellt, so ist zur Zeichnung
für die Gesellschaft die
Unterschrift zweier Direk¬
toren erforderlich. Sind
Prokuristen bestellt , so
kann ein Direktor mit ei¬
nem Prokuristen zeichnen.
Der Auffichtsrat kann ein¬
zelnen Vorstandsmitglie¬dern die Befugnis ertei¬
len, die Gesellschaft allein
zu vertreten . Die Vor¬
standsmitglieder Robert

Biedermann , Berthold
Sutter , Dr . Otto Kohle u.
Julius Hepp besitzen Ein¬
zelvertretungsbefugnis .

Amtsgericht Pforzheim.
Pforzheim . S .72

Handelsregiftereintrag .
Firma Carl Schmitt Sk

Cie., Aktiengesellschaft in
Pforzheim : Theodor Hoch
ist aus dem Vorstand auS-
geschieden und Dr . Gustav
Burchard in Mannheim in
den Vorstand gewählt.

Amtsgericht Pforzheim.
Radolfzell. S .49

Zum Handelsregister B
O .-Z. 3 ist bei der Firma
Maggi Gef. m. b. H. in
Singen (Zweigniederlas¬

sung in Berlin ) eingetra¬
gen : Das Stammkapital
ist um 85 009 000 M . auf
100 000 000 Mark erhöht.
DurchGesellschafterbeschluß
vom 26. Februar 1923 istder Gefellschaftsvertrag
geändert,
Radolfzell. 30. April 1923.Bad. Amtsgericht 1.
Radolfzell. S .50

Im Handelsregister A
Band II O .-Z . 58 ist bei
der Firma Bankgeschäft
Adolf Scherer Kommandit¬
gesellschaft in Radolfzell
vermerkt, daß ein Kom-
manditist ausgeschiedenist.
Radolfzell, 28. April 1923 .Bad. Amtsgericht 1.
Säckingen. S .83

In unser Handelsregi -
ster B Band I O .-Z . 46
wurde heute bei der Fir¬ma Bado Aktiengesellschaft
vorm. F . Baumgartner .
Doffenbach mit Sitz in
Säckingen eingetragen :

Durch Beschluß der Gene¬
ralversammlung vom 24.
Dezember 1922 ist § 5 des

Gesellschaftsvertrags
( Grundkapital ) und 8 9
(Bestellung von Prokuri¬
sten ) geändert. Das
Stammkapital ist um 10
Millionen Mark erhöht.Die Erhöhung ist durchge¬
führt . Das Stammkapital
beträgt jetzt 15 Millionen
Mark.
Säckingen, 30. April 1923 .

Bad. Amtsgericht.
Gerichtsfchreibrr.

Säckingen. S .94
In das HandelsregisterB O .-Z . 22 wurde heute

bei der Firma Franz Mehr
Gesellschaft mit beschränk¬ter Haftung , Buchdrucke¬rei und Buchhandlung in
Säckingen eingetragen :

Durch Beschluß der Gene¬
ralversammlung vom 10^
April 1923 ist das Stamm¬
kapital auf 3 Millionen
Mark erhöht.

Säckingen, 2. Mai 1923.
Bad. Amtsgericht.

Säckingen. S .95
In daS HandelsregisterB O .-Z . 1 bezw. 23 wurde

bei der Firma Chemische
Fabrik Griesheim — Elek¬
tro » Werk Rhoinfeidea in
Batzen heute eingetragen :

Die Prokura des De.
Bernharl Buhl , Dr . Kon¬
stantin Jacob, und Her¬
mann Seebohm ist erlo-
fchen. Dein Hermann
Brandstetter , Kaufmann
in Offcurbach a . M . ist
Prokura in der Weise er¬
teilt, daß er in Gemein-
schaft mit einem nicht zur
Einzelzeichnung berechtig¬
ten Vorstandsmitglied oder
einem Prokuristen zeich¬
nungsberechtigt ist. Dr .
Bernhard Buhl , Ministe¬
rialrat in Frankfurt a.
M ., Dr . Konstantin Jäco -
bi, Chemiker in Grieshelm
a . M . und Hermann See¬
bohm, Kaufmann in
Frankfurt a . M ., find zu
stellvertretenden, die bis¬
her stellvertretenden Vor¬
standsmitglieder Dr . Emil
Zacharias , Chemiker in
Griesheim a. M . u. Erbst
Wiß, Oberingenieur in
Griesheim a . M . sind zu
ordentlichen Vorstandsmit¬
gliedern bestellt worden.

Säckingen, 2 . Maj 1923 .
Bad . Amtsgericht .

Selmnau i. W. S .43
Handelsregistereinträge

Band I :
Zu O .-Z. 274 — Eichin

St Klingele in Todtnau —:
Die offene Handelsgesell¬
schaft ist seit 14. April 1923
aufgelöst. Der Gesellschaf¬
ter Wilhelm Klingele istaus dem Geschäft ausge¬
schieden. Dasselbe wird un¬
ter der bisherigen Firma
von Kaufmann Fritz Ei¬
chin in Todtnau weiterge¬
führt .

Zu O.-Z. 129 : — Ma -
schincnfabrik Zell i. W.
l . Krllckels in Zell —:

Dem Diplomingenieur
Walter Krückels in Zell ist
Prokura erteilt .

Schönau i. W.,den 18. April 1928 .
_ Bad. Am tsgeri cht.
Schönau i. W. S .53

Handelsregistereintrag B
Band I zu O .-Z. 9 Motor¬
verkehr Todtnau , G. m, b.
b. H. in Todtnau: Durch
Beschluß der Gesellschafter
vom 14. März 1923 istdie Gesellschaft aufgelöst.Die bisherigen Vorstands¬
mitglieder sind Liquidato¬
ren.

Schönau i. SB., -
den 19. April 1923 .

Bad. Amtsgericht. _Tribcrg . S .54
HandelsregistereintraU B

95b. II O .-Z . 15, Schemirz
Wälder Kork ' ndustrie, G.
m. b. H. in Triberg . Der
Geschäftsführer Adolf Ger -
bes, Kaufmarin in Tri¬
berg, ist Liquidator . Die
Gesellschaft ist vom 3.
April 1923 aufgelöst.
Triberg , 27. April 1923.

Bad. Amtsgericht 1.
Waldshut . <5 .56

Handelsregistereintrag Ai
O .-Z . 366, Firma Jocrg ,Melier & Co., Lörrach, Fi¬
liale Waldshut . Komman¬
ditgesellschaft . Gesellschaf¬
ter : Richard Joerg , Kauf¬
mann u. Heinrich Mayer ,
Kaufmann in Lörrach. 1
Kommanditist. Die Gesell¬
schaft hat am 10. August
1920 begonnen . Dem Dr .
Josef WürSdörfer in Lör¬
rach ist Einzelprokura und
den Kaufleuten Fritz Bü¬
chin und Wilhelm Clemens
in Lörrach ist Prokura er¬
teilt mit dem Recht zur
Zeichnung der Firma und
Vertretung der Gesell¬
schaft in gemeinsamer Un».
terschrift.

Waldshut . 8. Mai 1923.
_ Amtsgericht 1.
Waldshut. S .8S

Handelsregistereintrag A!
0 .-3 . 365 Maschinenfabrik
Johann Bucher -Guyer in
Grießen . Inhaber Maschi¬
nenfabrikant Johann Bu¬
cher-Guyer in Niederwen¬
ningen , Kant . Zürich.
Waldshut , 26. April 1923 .

Amtsgericht 1._
Weinheim. <5 .58

Zum Handelsregister A‘
Band II O .-Z. 66 wurde
eingetragen : Die FirmaKurt Werfe in Weinheim.
Inhaber ist KaufmannKurt Weese in Weinheim.
Geschäftszweig: Wollwa-
ren und Lebensmittelge¬
schäft.
Weinheim, 30. April 1928,

Amtsgericht L
Druck der Karlsruher Zeitung.
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